
N i e d e r s c h r i f t 

über die Sitzung der Ratsversammlung am 11.12.1997 Öffentliche Sitzung

Beginn: 11. Dezember 1997, 09.19 Uhr
    Ende: 12. Dezember 1997, 16.15 Uhr

Sitzungsunterbrechungen: am  11.12.1997 von 12.53 Uhr bis 14.24 Uhr, von



16.15 Uhr bis 16.50 Uhr, von 18.20 Uhr bis 12.12.1997 09.07 Uhr, von 10.35 Uhr bis 11.03 Uhr 

und von 12.28 Uhr bis 13.50 Uhr

Vorsitz:


Stadtpräsidentin Reyer




Stellv. Stadtpräsidentin Schattke

1. Schriftführer:

Herr Kratzat




Herr Schwardt

2. Schriftführer/in:

Herr G. Meyer




Frau Engelke

Ratsmitglieder:

Herr Altewolf, Frau Dickhoff, Herr Diester, 

Frau Engelke, Herr Finger, Herr Guta, Herr Harms, Herr Heinemann, Frau Helmig, Frau Hillebrand, 

Herr Huckriede, Frau Jöhnk, Herr Kähler, Herr Kaiser, Herr Kempe, Herr Kirkskothen, Herr Kolb, Herr Kottek, Herr Kramer, Herr Kratzat, Frau Kühl, Frau Lebert, Herr Lindner, Herr Malonn, Frau Martens, 

Herr G. Meyer, Herr K.-D. Meyer, Herr Moriz, Frau Oschmann, Herr Oschmann, Herr Petersen, Herr Raupach, Frau Reyer, Herr Rogacki, 




Frau Schattke, Herr Schmidt-Brodersen, 

Herr Schreiber, Frau Schuckenböhmer, Herr Schwardt, Frau Siebke, Herr Silz, Frau Stöcken, Herr Tank, Herr Tovar, Herr Tschorn, Herr Wetzel, Herr Witt, Herr Dr. Wulff, Herr Wunder

Es haben sich

11.12.1997: Herr Harms, Frau Hillebrand

entschuldigt:

12.12.1997: Herr Harms, Herr G. Meyer

Es kommen später:

Herr Kaiser (anwesend ab 16.50 Uhr)




Herr Kempe




Frau Schuckenböhmer




Herr Schwardt




Herr Silz

Stadträte/innen:

Oberbürgermeister Gansel, 

Bürgermeister Dr. Kirschnick, Stadtbaurat Dr. Flagge, Stadtrat Schirmer, Stadträtin Bommelmann

Es haben sich

entschuldigt:

Stadtbaurat Dr. Flagge

Außerdem sind anwesend:  
Mitglieder der Ortsbeiräte, Amtsleiter/innen und wei​tere Mitarbeiter/innen der Landeshauptstadt Kiel

Diese Niederschrift

hat gefertigt:

Frau Thomsen (Amt für Organisation und Verwaltungsre-




form)

1. Eröffnung der Sitzung und Feststellung der Beschlußfähigkeit 

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SDP) eröffnet die Sitzung und begrüßt die


Anwesenden.

Zu den Haushaltsberatungen sind auch diesmal wieder Persönlichkeiten des Öffentlichen Lebens aus Wirtschaft und Gewerkschaft eingeladen worden. An​wesend sind u. a. Herr Peter Waltersbach von der Industrie- und Handelskam​mer als Vertreter für Herrn Hauptgeschäftsführer Wolf-Rüdiger Janzen, Herr Kreishandwerksmeister Jürgen Gebhardt von der Kreishandwerkerschaft, Herr Vorsitzender Horst Herchenröder vom Deutschen Gewerkschaftsbund, Herr Be​zirksleiter Harald Röstel von der DAG Bezirk Kiel und Herr Direktor Hartmut Lippe von der KWG.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SDP) teilt mit, daß sich 2 Mitglieder der Ratsversammlung entschuldigt haben und 5 später kommen, so daß zu Beginn der Sitzung 42 und später 47 Ratsmitglieder anwesend sein müßten.


Stadtpräsidentin   R e y e r   (SDP) stellt die Beschlußfähigkeit fest.

2. Genehmigung der Tagesordnung 

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SDP) teilt mit, daß die Tagesordnung recht​zeitig zugestellt worden ist. Weiteres Beratungsmaterial und die dazugehö​rigen Nachtragstagesordnungen sind


am 8. Dezember 1997 nachgeschickt


und heute


auf den Tisch gelegt worden.

Die letzte Zusammenfassung ist diesem Tagesordnungspunkt nachgeheftet. Änderungen zur Tagesordnung

Öffentliche Sitzung


Aus dem Ältestenrat

Punkt 3. Wirtschaftsplan des Abfallwirtschaftsbetriebes        - Drs. 664 -



Kiel für 1998



Stadtrat Schirmer

wird bei Punkt 4. a), Einzelplan 7, zur Beratung und Beschlußfassung aufge-


rufen.

Punkt 7. j) Aus- und Fortbildungsmittel 08.562                 - Drs. 714 -




SPD-Ratsfraktion

wird bei Punkt 4. a), Einzelplan 0, zur Beratung und Beschlußfassung aufge-


rufen.

Nichtöffentliche Sitzung


Aus den Ausschüssen

Punkt 4. Grundstücksangelegenheit zwischen Stadt und           - Drs. 701 -



Seehafen Kiel



Bürgermeister Dr. Kirschnick


wurde im Finanzausschuß vertagt


Dieser Punkt steht damit nicht zur Beratung an.


Ratsherr
D r .   W u l f f   (CDU) widerspricht im Namen seiner Fraktion

der Dringlichkeit des Tagesordnungspunktes 7. k), Drs. 721. Somit wird die​ser Punkt erst in der nächsten Sitzung der Ratsversammlung behandelt.


Die Dringlichkeit aller übrigen nachgereichten und auf den Tisch gelegten


Anträge und Vorlagen wird einstimmig anerkannt.


Weitere Wortmeldungen zur Tagesordnung liegen nicht vor.


Stadtpräsidentin   R e y e r   (SDP) stellt die Genehmigung der Tagesord-


nung in der nunmehr vorliegenden geänderten Form fest.

Während der Haushaltsberatungen wird eine neue Vorlage für die nichtöffent​liche Sitzung, Tagesordnungspunkt 6., Drs. 725, auf den Tisch gelegt, die vor dem Tagesordnungspunkt 12, der öffentlichen Sitzung beschlossen werden muß. Aus diesem Grund wird Stadtpräsidentin   R e y e r   (SDP) nach den Haushaltsberatungen die Öffentlichkeit für kurze Zeit ausschließen. Zur besseren Übersichtlichkeit ist der Tagesordnungspunkt im nichtöffentlichen Teil abgeheftet. Beratung und Beschlußfassung siehe dort.

4. Haushaltsberatungen für 1998


Stadtpräsidentin   R e y e r   (SDP) verweist auf die vorliegenden Bera-


tungsunterlagen.


- Die Vorlage 4. a) Haushaltssatzung                           - Drs. 654 -


- Der Vorbericht zum Haushaltsentwurf (gelb)


- Die Druckentwürfe mit



Band 1 - Haushaltsplan, Verwaltungshaushalt (blau)



Band 2 - Haushaltsplan, Vermögenshaushalt (blau)



Band 3 - Mittelfristige Finanzplanung 1997 - 2001 (blau)




mit den Wirtschaftsplänen




- der Bühnen der Landeshauptstadt Kiel




- der Betreuungs- und Pflegedienste der Landeshauptstadt Kiel




- des Städtischen Krankenhauses




- der Kieler Sportboothäfen und Ostseehalle

Außerdem wurde heute die Nachmeldeliste der Verwaltung vom 10.12.1997 (gelb) auf den Tisch gelegt. Die Nachmeldeliste vom 25.11.1997 wird dadurch ersetzt.

Im übrigen verweist Stadtpräsidentin   R e y e r   (SDP) auf die unter Punkt 4 der Tagesordnung aufgeführten weiteren Beratungspunkte und das dazu verschickte bzw. auf den Tisch gelegte Material.


Alle zum Haushalt gehörenden Punkte werden durch Stadtpräsidentin 

R e y e r   (SDP) bei den jeweiligen Einzelabschnitten aufgerufen. Das gilt auch für die Anträge der Fraktionen und für die Beratungen der Leistungs​programme und Budgets der vier Pilotämter. Zur besseren Übersichtlichkeit bleibt das Material aber unter Tagesordnungspunkt 4. c) eingeordnet.


Die Punkte 4. d), e), f) und o) werden gemäß Beschlußfassung des Ältesten-


rates vor Beratung der Einzelpläne behandelt und beschlossen.


Die Wirtschaftspläne für das Wirtschaftsjahr 1998


- der Müllverbrennung Kiel GmbH


- der Versorgung und Verkehr Kiel GmbH


-
der Stadtwerke Kiel AG


-
der Kieler Verkehrs AG


-
Schlepp- und Fährgesellschaft (SFK)


-
der Kieler Wohnungsbaugesellschaft mbH


-
des Zentrums für maritime Technologie und Seefischmarkt



ZTS Grundstücksverwaltung GmbH


-
der Kieler Beschäftigungs- und Ausbildungsgesellschaft mbH (KIBA)


-
des Kieler Technologie- und Innovationszentrum (KITZ)


-
der Wirtschaftsförderungs- und Strukturentwicklungsgesellschaft Kiel mbH



(KIWI)


-
der Seehafen Kiel GmbH

werden nach Beschlußfassung durch die Aufsichtsräte dem endgültigen Haus​haltsplan als Anlage beigefügt. Sie sind nicht von der Ratsversammlung zu beschließen.

Der Ablauf der Haushaltsberatungen ist im Ältestenrat wie folgt festgelegt worden:

Danach beträgt die Redezeit

-
für den Oberbürgermeister und Kämmerer                bis zu 20 Minuten

-
für die Fraktionsvorsitzenden (Stellungnahmen)        bis zu 15 Minuten

Ansonsten gelten für den Ablauf der Haushaltsberatungen und die Einzelplan​beratungen aufgrund der Beratungen im Ältestenrat folgende Redezeiten:

Dezernentinnen/Dezernenten und Fraktionssprecherinnen/

Fraktionssprecher bei den Grundsatzausführungen zum

Einzelplan bzw. Teileinzelplan                          bis zu 10 Minuten

Diskussionssprecherinnen/-sprecher                      bis zu 5 Minuten

Jeder Sprecher und jede Sprecherin kann zu jeder Angelegenheit bis zu zwei​mal das Wort ergreifen. Angelgenheit im Sinne der Geschäftsordnung ist das, was von Stadtpräsidentin   R e y e r   (SDP) zur Beratung aufgerufen wird.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SDP) wird jeden Einzelplan, und zwar Ver​waltungs- und Vermögenshaushalt, gemeinsam aufrufen, aber dann getrennt ab​stimmen lassen.

Die "großen Einzelpläne", insbesondere, wenn mehrere Dezernate berührt wer​den, werden in Unterabschnitten aufgerufen.

Bezüglich des Mitwirkungsverbots von Ratsmitgliedern weist Stadtpräsidentin R
e y e r   (SDP) auf folgendes hin:

Bei den Haushaltsberatungen ist als Angelegenheit im Sinne des § 22 GO (Ausschließungsgrunde) der jeweilige Haushaltsansatz zu verstehen. Ist also z. B. über einen Zuschuß an einen Verein oder eine Organisation zu beraten, so sind der oder die Betroffene bei Vorliegen der Voraussetzungen nur bei der Beratung und Entscheidung über diesen Haushaltsansatz ausgeschlossen, nicht aber bei der Beratung und Entscheidung über den entsprechenden Ein​zelplan, den Gesamthaushalt oder gar die Haushaltssatzung.

Liegen Gründe für ein Mitwirkungsverbot nach § 22 der Gemeindeordnung vor, so ist es Pflicht der betreffenden Ratsmitglieder, vor Beginn der Beratung des betreffenden Punktes den Sitzungssaal für die Dauer der Beratung dieses Punktes zu verlassen.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SDP) bittet sodann den Oberbürgermeister und Kämmerer   G a n s e l   (SPD), den kommunalpolitischen Bericht und die Haushaltsrede zu halten.

d) Struktureller Umbau des Haushaltes der LHS Kiel             - Drs. 688 -



Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor:

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, die folgenden strukturellen Maß​nahmen und Einsparungsvorschläge weiter zu verfolgen, Beschlußvorlagen zu erarbeiten und der Selbstverwaltung zur Entscheidung vorzulegen:

1. Verkauf der KWG (Erlös zweckgebunden für Schuldenabbau und Sanierung der Schulgebäude).



2. Privatisierung der Schwimmhallen und Freibäder bzw. Gründung einer





Betreibergesellschaft.



3. Privatisierung des Holsteinstadions.



4. Verlagerung der Stadtgalerie.

5. Aktion zum Verkauf von Erbbaugrundstücken 10 % unter der Gutachterbe​wertung (Erlös zweckgebunden für Schuldenabbau).

6. Wirksame Mißbrauchskontrolle bei der Gewährung von Sozialhilfe (ohne Einrichtung neuer Planstellen).



7. Prüfung, ob der Betrieb des städtischen Krematoriums privatisiert





werden kann.

8. Vereinheitlichung der Sachkostenzuschüsse (z. B. der Bekleidungsko​stenpauschale) innerhalb der K.E.R.N.-Region.



9. Überprüfung, welche technischen Dienste im Rathaus günstiger durch





Private erledigt werden können.



10. Zusammenführung des Abfallwirtschaftsbetriebes mit der MVA GmbH.



11. Völliger Verzicht auf Straßenrückbau, solange bestehende Straßen in





schlechtem Zustand sind.


  
12. Kündigung der Rahmendienstvereinbarung.



13. Konsequentere Kontrolle der Kindergartengebühren auf Mißbrauch und





Überprüfung der Gebührentabelle auf ihre Gewichtung.



Beschluß:  Verwiesen

4. d) Struktureller Umbau des Haushaltes der                      - Drs. 688 ​Landeshauptstadt Kiel

Ratsherr   R a u p a c h   (SPD) stellt den Geschäftsordnungsantrag auf Überweisung in den Ausschuß für Finanzen und Wohnungsbau.



Beschluß: Verwiesen

e) Prüfaufträge zur Entlastung des Haushaltes                  - Drs. 689 -



Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor:



Der Oberbürgermeister wird gebeten zu prüfen,

1. ob der Mietvertrag für die Räumlichkeiten im Seekoppelweg 5 b aufge​löst werden kann,

2. ob der Vertrag mit den Stadtwerken über die Benutzung von EDV-Anlagen im Sozialamt angepaßt bzw. aufgelöst werden kann,

3. ob eine Kostensenkung durch Einsprung eines Asylbewerberheimes mög​lich ist und

4. ob Einsparungen im Bereich der Beratung von Frauen durch Zusammenle​gung der Tätigkeit des Vereins Lotta und des Vereins Frauen gegen Ge​walt e. V. (Notruf und Beratung für vergewaltigte Mädchen und Frauen) möglich sind.



Der Oberbürgermeister wird beauftragt,



1. eine Effizienzprüfung bei dem Verein Lotta e. V. durchzuführen und

2. bei den Verbänden der freien Wohlfahrtspflege, die Aufgaben auf dem Gebiet der Altenhilfe wahrnehmen, die Konzepte zu ermitteln und den Bedarf zu überprüfen.



Beschluß:  Verwiesen

4. e) Prüfaufträge zur Entlastung des Haushalts                   - Drs. 689 



​der Landeshauptstadt Kiel

Ratsherr   R a u p a c h   (SPD) stellt den Geschäftsordnungsantrag auf Überweisung in den Ausschuß für Finanzen und Wohnungsbau.



Beschluß: Verwiesen

f) Personalkosten                                              - Drs. 690 -



Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor:

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, Konzepte zu entwickeln, wie in den nächsten 5 Jahren durch geeignete Maßnahmen, wie z. B. im Wege der Aufgabenkritik, die Personalkosten um 25 % reduziert werden können.



Beschluß:  mit Änderung - mit Mehrheit -

4. f) Personalkosten                                              - Drs. 690 -

Ratsherr   P e t e r s e n   (S-U-K) beantragt, die Worte "um 25 %" zu streichen.



Beschluß über den Änderungsantrag: Nach Antrag - einstimmig



Beschluß über Drs. 690 einschließlich der beschlossenen Änderung:



Nach Antrag - einstimmig

o) Anträge zum Haushalt 1998                                   - Drs. 712 ​

Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor: 1. Zu GRP 4 Personalkosten:

Vor der Wiederbesetzung von freigewordenen Führungsstellen wird eine Organisationsüberprüfung durchgeführt.



2. Zu 024.592 Presseamt/Repräsentation

Der Oberbürgermeister legt der Selbstverwaltung (Ausschuß für Kieler Woche) im Januar 1998 einen detaillierten Bericht darüber vor, welche Ausgaben für welche Zwecke aus dem o. a. Haushaltstitel in 1997 getä​tigt wurden und in 1998 getätigt werden sollen.


3. Zu 4601.7009 An AWO für Jugendeinrichtungen

Der Oberbürgermeister legt der Selbstverwaltung (Jugendhilfeausschuß) im Januar 1998 einen detaillierten Bericht darüber vor, wie sich der Zuschußbetrag auf die entsprechenden Einrichtungen der AWO aufteilt und für welche Zwecke die Zuschußbeträge jeweils verwendet werden.


4. Zu 50.7015 Drogenbus auf dem Ostufer

Der Oberbürgermeister veranlaßt, daß dem Gesundheitsausschuß und dem Ortsbeirat Gaarden im ersten Vierteljahr 1998 ein Erfahrungsbericht über die Tätigkeiten des Projekts Drogenbus gegeben wird.


5. Zu
612.165 Stadtvermessungsamt/Erstattung von Ausgaben des Verwal-

tungshaushalts von öffentlich wirtschaftlichen Unternehmen

Der Oberbürgermeister unterrichtet die Selbstverwaltung frühzeitig vor den Beratungen zum 1. Nachtragshaushalt 1998 darüber, welche Auf​träge von öffentlich wirtschaftlichen Unternehmen das Stadtvermes​sungsamt in 1998 erhalten hat bzw. noch erhalten wird.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

j) Aus- und Fortbildungsmittel 08.652                          - Drs. 714 -


Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor:

Die in früheren Haushaltsjahren vorgenommene Auflösung des Deckungs-

rings 960 (Aus- und Fortbildungsmittel) wird rückgängig gemacht.

Das Personalamt/Fortbildungsreferat wird gebeten, jeweils zu Beginn ei​nes Haushaltsjahres in Zusammenarbeit mit den Ämtern und Betrieben und dem Personalrat ein Fortbildungsprogramm zu erarbeiten, in dem zentrale und dezentrale Bedarfe besser aufeinander abgestimmt sind als bislang.

Hiervon ausgenommen sind die Pilotämter und die Unterabschnitte, deren Personalausgaben nicht dem SN A angehören (331 - Bühnen -, 466 - Kinder​und Jugendhilfe - und 760 - Laboratorium -) sowie ferner die Unterab​schnitte 061 -Informationstechnik - und 130, 140 und 160 - Feuerwehr. Diese gehörten auch schon vor der Auflösung nicht dem Ring 960 an.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

Einzelplan 1

Zum Verwaltungshaushalt werden aufgerufen:

Punkt 4. c) Pilotprojekt Verwaltungsreformmodell Kiel          - Drs. 674 ​- Umweltschutzamt -




Antrag der CDU-Ratsfraktion                        - Drs. 716 

​Beschluß über Drs. 716: Abgelehnt - mit Mehrheit

Beschluß über Drs. 674, Umweltschutzamt: Nach Antrag - mit Mehrheit Beschluß über den Verwaltungshaushalt Einzelplan 1: 

Nach Antrag mit Mehrheit

Beschluß über den Vermögenshaushalt Einzelplan 1:

Nach Antrag - mit Mehrheit

Einzelplan 2


Zum Vermögenshaushalt wird aufgerufen:


Punkt 4. g) Sanierung und Erweiterung der Realschule Pries     - Drs. 672 -


Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit


Beschluß über den Verwaltungshaushalt Einzelplan 2:


Nach Antrag - mit Mehrheit


Beschluß über den Vermögenshaushalt Einzelplan 2:


Nach Antrag - mit Mehrheit

4. g) Betreff:  Sanierung und Erweiterung der Realschule Pries    - Drs. 672 -



Berichterstatter:  Ortsbeirat Pries/Friedrichsort

Antrag:  Der Ortsbeirat Pries/Friedrichsort beantragt, die für die Er​weiterung und Sanierung der Realschule Pries im Haushalt 1998 vorgesehenen Haushaltsmittel in Höhe von 2,78 Mio. DM nicht zu streichen, sondern für 1998 zur Verfügung zu stellen.



Beschluß:     A b g e l e h n t  - mit Mehrheit -


Einzelplan 3


Zum Verwaltungshaushalt wird aufgerufen:


Punkt 4. c) Pilotprojekt Verwaltungsreformmodell Kiel          - Drs. 674 -





- Amt für Volkshochschule -


Beschluß über Drs. 674, Volkshochschule: Nach Antrag - mit Mehrheit


Beschluß über den Verwaltungshaushalt Einzelplan 3:


Nach Antrag - mit Mehrheit


Beschluß über den Vermögenshaushalt Einzelplan 3:


Nach Antrag - mit Mehrheit


Einzelplan 4


Zum Verwaltungshaushalt wird aufgerufen:

Punkt 4. q) Arbeitslosenticket/Sozialticket                    - Drs. 720 

​Ratsfrau   D i c k h o f f   (Bündnis '90/DIE GRÜNEN) beantragt, die Zif​fer 3 des Antrages wie folgt zu fassen:

"3. Der Oberbürgermeister wird beauftragt, dem Sozialausschuß bis Ende Ja​nuar den Entwurf einer Richtlinie mit dem Inhalt der Ziff. 3 des Ur​sprungsantrages, daß "bis zum Abschluß der Verhandlung mit der KVAG das Sozialticket in Form von Monatskarten ("Superticket") an sozialhilfebe​rechtigte Familien mit mindestens 2 Kindern unter 18 Jahren und sozial​hilfeberechtigte Alleinerziehende mit einem und mehr Kindern unter 18 Jahren sowie an ältere Sozialhilfeempfänger/innen ab 65 Jahre ausgege​ben wird", zur Regelung von Einzelheiten ohne verwaltungsmäßigen Mehr​aufwand vorzulegen. Bis dahin gilt die bisherige Regelung weiter."


Beschluß über die Drs. 720 einschließlich der beantragten Änderung:


Nach Antrag - mit Mehrheit


Beschluß über den Verwaltungshaushalt Einzelplan 4:


Nach Antrag - mit Mehrheit


Beschluß über den Vermögenshaushalt Einzelplan 4:


Nach Antrag - mit Mehrheit

4. q) Arbeitslosenticket/Sozialticket
- Drs. 720 -



Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor:



1. Das "Arbeitslosenticket" wird in ein "Sozialticket" umgewandelt.

2. Der Oberbürgermeister wird aufgefordert, umgehend mit der KVAG in

Verhandlungen einzutreten, um ein spezielles "Sozialticket" zu ent​wickeln, das in den Sozialzentren ausgegeben wird und ausschließlich in der Familie übertragbar ist.

3. Bis zum Abschluß der Verhandlung mit der KVAG wird das Sozialticket in Form von Monatskarten ("Superticket") an sozialhilfeberechtigte Familien mit mindestens 2 Kindern unter 18 Jahren und sozialhilfebe​rechtigte Alleinerziehende mit einem und mehr Kindern unter 18 Jahren sowie an ältere Sozialhilfeempfänger ab 65 Jahre ausgegeben.



Beschluß:  mit Änderung - mit Mehrheit -


Einzelplan 5


Zum Verwaltungshaushalt werden aufgerufen:


Punkt 4. c) Pilotprojekt Verwaltungsreformmodell Kiel
- Drs. 674 -





- Sportamt -





Antrag der CDU-Ratsfraktion
- Drs. 717 -


Beschluß über Drs. 717: Abgelehnt - mit Mehrheit


Beschluß über Drs. 674, Sportamt: Nach Antrag - mit Mehrheit


Beschluß über den Verwaltungshaushalt Einzelplan 5:


Nach Antrag - mit Mehrheit


Beschluß über den Vermögenshaushalt Einzelplan 5:


Nach Antrag - mit Mehrheit


Einzelplan 6


Zum Verwaltungshaushalt werden aufgerufen:


Punkt 4. c) Pilotprojekt Verwaltungsreformmodell Kiel
- Drs. 674 -





- Hochbauamt -


Punkt 4. i) Straßensanierung - Verkehrssicherheitspflicht
- Drs. 564 -


Punkt 4. j) Satzungsgemäße Straßenreinigung gegen Gebühr
- Drs. 678 -





- 15. Nachtragssatzung -

Beschluß über Drs. 564: Abgelehnt - mit Mehrheit

Beschluß über Drs. 678: Nach Antrag - mit Mehrheit 


Beschluß über Drs. 674, Hochbauamt: Nach Antrag - mit Mehrheit 


Beschluß über den Verwaltungshaushalt Einzelplan 6:


Nach Antrag - mit Mehrheit


Beschluß über den Vermögenshaushalt Einzelplan 6:


Nach Antrag - mit Mehrheit

i) Straßensanierung - Verkehrssicherheitspflicht               - Drs. 564 -



Hierzu liegt folgender Antrag  der S-U-K-Ratsfraktion vor:

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, umgehend dafür Sorge zu tragen, daß für die fachgerechte Instandhaltung des Kieler Straßennetzes die er​forderlichen Mittel in den Haushalt 1998 eingestellt werden. Grundlage hierfür bildet nach wie vor die 1994 vom Tiefbauamt aufgestellte Liste der Straßen, die dringend saniert werden müssen. Der Oberbürgermeister wird ferner beauftragt, solange seine Bewilligung für Gelder, die für Verschönerungs-, Um- und Rückbaumaßnahmen veranschlagt sind, zu versa​gen, bis Kiel der gesetzlich vorgeschriebenen Verkehrssicherheitspflicht nachkommt. Maßnahmen sind grundsätzlich nur nach o. a. Kriterien zu ver​geben und unter Ausnutzung aller Förderungsmöglichkeiten zu vollziehen.



Beschluß:     A b g e l e h n t  - mit Mehrheit -

4. j) Betreff:

15. Nachtragssatzung zur Satzung über die         - Drs. 678 -






Reinigung der öffentlichen Straßen in der LHS Kiel



Berichterstatter:  Stadtrat Schirmer/Werkleitung

Antrag: Die als Anlage 1 beigefügte 15. Nachtragssatzung über die Reini​gung der öffentlichen Straßen in der Landeshauptstadt Kiel wird beschlossen.



Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit-


Einzelplan 7


Punkt 3.

Wirtschaftsplan für den Abfallwirtschaftsbetrieb   - Drs. 664 -





Kiel für das Wirtschaftsjahr 1998

Punkt 4. k) Gebühren für die Abwasserbeseitigung im Jahr 1998  - Drs. 632 -

hier: 17. Nachtragssatzung zur Gebührensatzung

Punkt 4. l) 6. Nachtragssatzung zur Satzung über die           - Drs. 633 -





Vermeidung und Entsorgung von Abfällen im





Stadtgebiet Kiel (Abfallsatzung)

Punkt 4. m) 2. Nachtragsgebührensatzung zur Satzung über       - Drs. 677 -





die Vermeidung und Entsorgung von Abfällen





im Stadtgebiet Kiel (Abfallgebührensatzung)


Ratsherr
O s c h m a n n   (Bündnis '90/DIE GRÜNEN) stellt im Namen


seiner Fraktion folgenden Antrag:


"Die Ratsversammlung möge beschließen: 

Die noch bei der Haushaltsstelle 791.716 vorhandenen Mittel werden nach 1998 übertragen. Sie stellen sicher, daß im Jahr 1998 das Frauennachttaxi mit unveränderten Bedingungen weiter bezuschußt wird."

Bezüglich des Antrages zum Frauannachttaxi bittet Ratsherr   R a u p a c h (SPD) namens seiner Fraktion in der ersten Sitzung des Sozialausschusses nach der Konstituierung einen Antrag vorzulegen, der eine alternative Mög​lichkeit aufzeigt, den Empfängerinnenkreis auf Frauen mit niedrigem Einkom​men einzuschränken.


Beschluß über den Antrag der Ratsfraktion (Bündnis '90/DIE GRÜNEN):


Nach Antrag - mit Mehrheit


Beschluß über Drs. 664: Nach Antrag - mit Mehrheit


Beschluß über Drs. 632: Nach Antrag - mit Mehrheit


Beschluß über Drs. 633: Nach Antrag - mit Mehrheit


Beschluß über Drs. 677: Nach Antrag - mit Mehrheit


Beschluß über den Verwaltungshaushalt Einzelplan 7:


Nach Antrag - mit Mehrheit


Beschluß über den Vermögenshaushalt Einzelplan 7:


Nach Antrag - mit Mehrheit

3. Betreff:  Wirtschaftsplan für den Abfallwirtschaftsbetrieb     - Drs. 664 ​




Kiel für das Wirtschaftsjahr 1998


Berichterstatter:  Stadtrat Schirmer, Werkleitung


Antrag: Dem Wirtschaftsplan 1998 wird zugestimmt


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit-

4. Betreff:  Gebühren für die Abwasserbeseitigung im Jahr 1998;   - Drs. 632 




​hier: 17. Nachtragssatzung zur Gebührensatzung


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Der anliegenden 17. Nachtragssatzung zur Satzung über die Erhebung

von Gebühren für die Benutzung der Abwasseranlagen der Landeshaupt​stadt Kiel (Gebührensatzung) vom 23. Dezember 1981 wird zugestimmt.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

4. l) Betreff:  6. Nachtragssatzung zur Satzung über die Vermei-  - Drs. 633 





​dung und Entsorgung von Abfällen im Stadtgebiet





Kiel (Abfallsatzung)



Berichterstatter:  Bürgermeister Dr. Kirschnick

Antrag: Die 6. Nachtragssatzung zur Satzung über die Vermeidung und Ent​sorgung von Abfällen im Stadtgebiet Kiel (Anlage 2) wird be​schlossen.



Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

4. m) Betreff:  2. Nachtragssatzung zur Gebührensatzung zur      - Drs. 677 





satzung über die Vermeidung und Entsorgung von





Abfällen im Stadtgebiet Kiel



Berichterstatter:  Stadtrat Schirmer/Werkleitung

Antrag: Die 2. Nachtragsgebührensatzung zur Satzung über die Vermeidung und Entsorgung von Abfällen im Stadtgebiet Kiel (Anlage 1) wird beschlossen.



Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit-


Einzelplan 8


Beschluß über den Verwaltungshaushalt Einzelplan 8:


Nach Antrag - mit Mehrheit


Beschluß über den Vermögenshaushalt Einzelplan 8:


Nach Antrag - mit Mehrheit


Einzelplan 9


Beschluß über den Verwaltungshaushalt Einzelplan 9:


Nach Antrag - mit Mehrheit


Beschluß über den Vermögenshaushalt Einzelplan 9:


Nach Antrag - mit Mehrheit

Nachdem über die Einzelpläne beschlossen wurde, stellt Stadtpräsidentin 

R e y e r   (SPD) den Verwaltungs- und den Vermögenshaushalt für das Haus​haltsjahr 1998 in der nunmehr jeweils vorliegenden Fassung insgesamt zur Abstimmung.


Beschluß über den Verwaltungshaushalt, Einzelpläne 0-9:


Nach Antrag - mit Mehrheit


Beschluß über den Vermögenshaushalt, Einzelpläne 0-9:


Nach Antrag - mit Mehrheit

Anschließend ruft Stadtpräsidentin   R e y e r   (SDP) die Wirtschaftspläne der Bühnen der Landeshauptstadt Kiel, der Betreuungs- und Pflegedienste der Landeshauptstadt Kiel, des Städtischen Krankenhauses und der Kieler Sport​boothäfen und Ostseehalle zur Abstimmung auf.

Beschluß über die Wirtschaftspläne: Nach Antrag - mit Mehrheit Mittelfristige Finanzplanung


Hierzu werden aufgerufen:

Punkt 4. a)  Mittelfristige Finanzplanung 1997 - 2001          - Drs. 670 

Punkt 4. h)  Sanierung der Sporthalle der IGF                  - Drs. 671 

​Ratsherr
T s c h o r n   (CDU) beantragt im Namen seiner Fraktion, für

die Sanierung der Sporthalle der IGF 500.000 DM in die Mittelfristige Fi​nanzplanung für das Haushaltsjahr 1999 einzustellen.


Beschluß über die Drs. 671: Abgelehnt - mit Mehrheit


Beschluß über den Antrag der CDU-Ratsfraktion: Nach Antrag - mit Mehrheit


Beschluß über die Mittelfristige Finanzplanung 1997 - 2001:


Nach Antrag - mit Mehrheit

4. h) Betreff:  Sanierung der Sporthalle der IGF                - Drs. 671 -



Berichterstatter:  Frau Herbst, Ortsbeirat Pries/Friedrichsort

Antrag: Der Oberbürgermeister wird gebeten, für die Sanierung der Sport​halle IGH die erforderlichen Mittel als Verpflichtungsermächti​gung für das Haushaltsjahr 1999 einzustellen.



Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

4. b) Stellenplan 1998



Hierzu liegen als Beratungsunterlagen vor



Die Verwaltungsvorlage 4. b) "Stellenplan 1998"             - Drs. 655 -

sowie die Vorlgen

Punkt 4. b) Einstellungsstop/Einstellungssperre             - Drs. 659 ​Oberbürgermeister   G a n s e l  

Antrag der CDU-Ratsfraktion                     - Drs. 687 ​Änderungsantrag der SPD-Ratsfraktion            - Drs. 702 ​Änderungsantrag der Ratsfraktion                - Drs. 703 

​(Bündnis '90/DIE GRÜNEN)

Punkt 4. n) Haushalt 1998 - Einzelplan 0                    - Drs. 699 -


SPD-Ratsfraktion

Durch Beratung der Drs. 659 ist der gleichlautende Antrag, Drs. 687, hinfällig.

Ratsherr   D r .   W u l f f   (CDU) beantragt im Namen seiner Fraktion die getrennte Abstimmung der einzelnen Punkte bei den Drs. 702 und 703.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SDP) stellt Punkt 4 der Drs. 702 sowie Punkt 2 der Drs. 703 gemeinsam zur Abstimmung, da sie identisch sind.

Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit

Ratsfrau   D i c k h o f f   (Bündnis '90/DIE GRÜNEN) ändert im Namen ihrer Fraktion den Einleitungssatz des ersten Punktes des Antrages der Drs. 703 dahin, daß es heißt: "In Ziffer II wird der letzte Satz gestri​chen" und daß die beiden folgenden Absätze in den Personalausschuß über​wiesen werden.

Beschluß über Drs. 703, Punkt 1 einschl. Änderungen:

Nach Antrag - mit Mehrheit

Beschluß über Drs. 703, Punkt 3: Nach Antrag - mit Mehrheit

Beschluß über Drs. 702, Punkt 1: Nach Antrag - mit Mehrheit Beschluß über Drs. 702, Punkt 2: Nach Antrag - mit Mehrheit Beschluß über Drs. 702, Punkt 3: Nach Antrag - mit Mehrheit Beschluß über Drs. 659 einschließlich der beschlossenen Änderungen: Nach Antrag - mit Mehrheit

Beschluß über Drs. 699: Nach Antrag - einstimmig

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SDP) stellt den Stellenplan 1998, 

Drs. 655, in der nun vorliegenden, geänderten Fassung zur Abstimmung.

Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SDP) bittet Oberbürgermeister 

G a n s e l   (SPD), die Haushaltssatzung zu verlesen und läßt anschlie​ßend über die Haushaltssatzung der Landeshauptstadt Kiel, Drs. 654, in der nunmehr vorliegenden Fassung abstimmen.

Beschluß über die Haushaltssatzung: Nach Antrag - mit Mehrheit

Daraufhin läßt Stadtpräsidentin   R e y e r   (SDP) nochmals über Ver​waltungs- und Vermögenshaushalt sowie den Gesamthaushalt abstimmen.


Beschluß über den Verwaltungshaushalt: Nach Antrag - mit Mehrheit


Beschluß über den Vermögenshaushalt: Nach Antrag - mit Mehrheit


Beschluß über den Gesamthaushalt einschließlich Mittelfristige 


Finanzplanung, Wirtschaftspläne und Stellenplan:


Nach Antrag - mit Mehrheit

4. b) Betreff:  Stellenplan 1998

                         - Drs. 655 -


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Norbert Gansel

Antrag: Den in der Anlage 1 zusammengefaßten Vorschlägen des Amtes für Organisation und Verwaltungsreform zur Einrichtung neuer Plan​stellen, zu Stellenstreichungen sowie 

den Entscheidungen über die Veränderung von Planstellen, die das Amt für Organisation und Verwaltungsreform seit der Beschlußfas​sung über den Stellenplan 1997 im Rahmen der ihm durch Beschluß des Personalausschusses vom 19.11.1984 erteilten Befugnisse ge​troffen hat (Anlage 2) und 

den Entscheidungen, die die Ämter und Pilotämter im Rahmen der ihnen übertragenen Entscheidungsbefugnisse getroffen haben (An​lage 2),



wird zugestimmt.


Beschluß:  mit Änderung - mit Mehrheit -

4. b) Betreff:  Einstellungsstop/Einstellungssperre               - Drs. 659 -


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Gansel






I.

Antrag: Ab sofort gilt bis zum 31. Dezember 1998 ein genereller Einstel​lungsstop für drei Monate mit folgenden Ausnahmen:

a) Planstellen des Städtischen Krankenhauses und der Kinderta​gesstätten, soweit die unmittelbare Versorgung betreuter Per​sonen gefährdet ist,



b) eigene Nachwuchskräfte und Praktikanten,

c) Vertretungen, die infolge des Mutterschutzes, des Erzie​hungs-, Eltern- und Pflegeurlaubs, bei Grundwehrdienst und Zivildienst notwendig werden,

d) Planstellen, die einen vollen Kostenerstattung-(KE-)Vermerk führen,

e) Planstellen, für die eine volle Kostendeckung durch spezielle Abgaben und Gebühren erfolgt (zum Beispiel Laboratorium, Stadtentwässerung, Straßenreinigung, Müllabfuhr),

f) Sonderaktionen, wie zum Beispiel die Kieler Woche, Saisonar​beit, Wahlen.

Ob die unter a) bis f) aufgeführten Voraussetzungen vorliegen, entscheidet in Zweifelsfällen der/die für die Personalentschei​dungen zuständige Dezernent/in.





II.

Nach dem dreimonatigen Einstellungsstop kann der/die für die Personalentscheidungen zuständige Dezernent/in die Besetzung ei​ner Planstelle - auch zeitverzögert - zulassen, wenn unverhält-

nismäßig schwere Schäden bzw. Nachteile für die Stadt oder die Allgemeinheit entstehen würden.

Für die übrigen Stellen gilt eine Einstellungssperre.






III.

Einzelfallentscheidungen über weitere Ausnahmen trifft der Ober​bürgermeister.

Der Beschluß der Ratsversammlung vom 13. Dezember 1990 wird auf​gehoben. § 3 Abs. 2 Satz 2 des Frauenförderplans vom 25. April 1996 (öffentliche Stellenausschreibung) wird ausgesetzt.

Bisherige Regelungen zur Einstellung von überplanmäßig Beschäf​tigten werden mit sofortiger Wirkung aufgehoben. Dies gilt nicht für überplanmäßige Beschäftigte nach I. a). Mehrarbeitsstunden für Beschäftigte dürfen nicht angeordnet werden, sofern sich der Anordnungsgrund auf Auswirkungen des Einstellungstops/der Ein​stellungssperre bezieht.

Interne Umsetzungen bleiben unberührt. Vor Anwendung der Ausnah​meregelungen ist jeweils zu prüfen, ob eine Besetzung durch in​terne Umsetzung erreicht werden kann.

Anträge auf Zulassung einer Ausnahmeregelung sind von der jewei​ligen Fachdezernentin/dem jeweiligen Fachdezernenten zu stellen.


Beschluß:  mit Änderung - mit Mehrheit -

4. b) Stellenplan 1998
                         - Drs. 687 -


hier: Antrag der CDU-Ratsfraktion


Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor:


Sehr geehrte Frau Stadtpräsidentin,

nachdem die o. g. Vorlage vom Personalausschuß nicht beschlossen wurde, erkläre ich hiermit, daß die CDU-Ratsfraktion diese Vorlage als Frakti​onsantrag für die Ratsversammlung übernimmt.

Ich bitte Sie, diese Vorlage als Antrag der CDU-Ratsfraktion auf die Ta​gesordnung der Sitzung der Ratsversammlung am 11./12. Dezember 1997 zu setzen und eine Entscheidung der Ratsversammlung herbeizuführen.


Beschluß:  Durch Neufassung ersetzt

4. b) Stellenplann 1998
                         - Drs. 702 -


hier: Änderungsantrag der SPD


Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor:


Der Antrag I. wird wie folgt geändert:


1. In Abschnitt I. wird folgender Punkt g) hinzugefügt:

"g) Bewegungen auf den gesondert für den Personenkreis nach § 6

Schwerbehindertengesetz geführten 5 Planstellen."


2. Dem Abschnitt II. wird folgender Satz angefügt:



"Die Pflichtquote für Schwerbehinderte ist weiter zu gewährleisten."


3. In Abschnitt IV wird Satz 1 wie folgt geändert:

"Der Beschluß der Ratsversammlung vom 13. Dezember 1990 zur Wiederbe​setzungssperre wird insoweit bis zum 31. Dezember 1998 ausgesetzt."



4. In Abschnitt IV wird Satz 2 (Frauenförderplan) gestrichen.



Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

b) Stellenplan 1998                                            - Drs. 703 -



hier: Änderungsantrag B 90/DIE GRÜNEN



Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor:



- In Ziffer "II" wird der letzte Satz ersetzt durch folgende Abschnitte:

Für die Führungspositionen wird die Einstellungssperre zur Erstellung einer Arbeitsplatzbeschreibung nach einer Organisationsüberprüfung ge​nutzt, in der insbesondere geklärt wird, ob die Position überhaupt be​setzt werden muß, ob die Stundenzahl herabgesetzt werden kann und ob sie für Teilbarkeit in Frage kommt.



Stellenbesetzungen, insbesondere von Führungspositionen finden in der

Form des bereits beschlossenen komplexen Einstellungsverfahrens für Füh​rungspositionen statt. Falls dieses nach seiner Erprobungsphase ände​rungsbedürftig ist, sind entsprechende Vorschläge bis spätestens zum März 1998 dem zuständigen Ausschuß vorzulegen.

- Der 2. Satz des Abschnitts IV zum Frauenförderplan wird gestrichen.



- Abschnitt IV wird ergänzt durch folgenden Satz:

Dem Personalausschuß bzw. dem nach ihm für Personalfragen zuständigen Ausschuß ist vierteljährlich Bericht zu erstatten. Dabei sind zu bele​gen: Anzahl der unbesetzten Stellen, Anzahl und Begründung für Ausnahmen von der beschlossenen Regelung, Dauer bis zur Wiederbesetzung, Einspa​rung bezogen auf das betroffene Dezernat.



Beschluß: mit Änderung - mit Mehrheit -

4. n) Haushalt 1998 - Einzelplan 0                                - Drs. 699 -



Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor:

Die vorgesehene Verlagerung der Stellen des Unterabschnitts 0560 (Refe​rat für Ausländerinnen und Ausländer) in das Amt für Soziale Dienste wird zurückgestellt. Eine Entscheidung ergeht erst nach Rückkehr der Leiterin aus der Beurlaubung (vgl. Diskussion bzw. Zusage in der ent​sprechenden Hauptausschußsitzung vom 03.09.1997).



Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

c) Antrag der CDU-Ratsfraktion zur Drs. 674                    - Drs. 716 -



hier: Umweltschutzamt



Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor:



Das Budget Verwaltungshaushalt des Umweltschutzamtes für das Planjahr



1998, d. h. der Zuschuß aus allgemeinen Deckungsmitteln, wird um



31.400 DM gekürzt.



Beschluß:     A b g e l e h n t  - mit Mehrheit -

c) Antrag der CDU-Ratsfraktion zur Drs. 674                    - Drs. 717 -




hier: Sportamt




Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor:

Das Budget Verwaltungshaushalt des Sportamtes für das Planjahr 1998 wird um 60.000 DM erhöht.




Beschluß:     A b g e l e h n t  - mit Mehrheit -

5. Mitteilungen der Stadtpräsidentin



Es liegen keine Mitteilungen vor.

6. a) Halbjahresberichte der Pilotämter
- Drs. 676 -




Kenntnis genommen

6. b) Jahresabschluß des Kieler Innovations- und
- Drs. 660 -




Technologiezentrums - KITZ für das Jahr 1996




Kenntnis genommen

6. c) Jahresabschluß Kieler Wirtschaftsförderungs-
- Drs. 661 -




und Strukturentwicklungsgesellschaft mbH - KIWI




Kenntnis genommen

6. d) Betreff: Hörnbrücke
- Drs. 683 -




Kenntnis genommen



e) Generalthema der Kieler Woche "Zukunft Meer"
- Drs. 698 -




Kenntnis genommen

7. a) Abberufung des Stadtbaurates
- Drs. 680 -




Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor:

Stadtbaurat Dr. Otto Flagge wird gem. § 40 a Gemeindeordnung für Schles​wig-Holstein vorzeitig abberufen.




Beschluß:     A b g e l e h n t  - mit Mehrheit -

7. a) Abberufung des Stadtbaurates
- Drs. 680 -




Antrag der CDU-Ratsfraktion

Vor der Abstimmung weist Stadtpräsidentin   R e y e r   (SDP) auf fol​gendes hin:

Bei der Abberufung eines hauptamtlichen Stadtrates handelt es sich nicht um eine (Ab-)Wahl, sondern um einen Beschluß im Sinne von § 39 GO, so daß hierüber nach § 39 Abs. 2 offen abzustimmen ist.

Nach § 28 Abs. 5 Nr. 3 Geschäftsordnung der Ratsversammlung ist über die Abberufung von Stadträten namentlich abzustimmen.




Nach § 40 a Abs. 3 GO ist über den Antrag, den Stadtbaurat aus dem Amt

abzuberufen, zweimal zu beraten und zu beschließen. Die zweite Beratung darf frühestens vier Wochen nach der ersten stattfinden.

Nach § 40 a Abs. 2 Nr. 2 GO bedarf der vorliegende Antrag zu seiner An​nahme einer Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl der Mit​glieder der Ratsversammlung (33 Stimmen).

Danach ruft Stadtpräsidentin   R e y e r   (SDP) zur namentlichen Ab​stimmung in alphabetischer Reihenfolge auf. Der Stimmzettel ist (in der Originalniederschrift) diesem Tagesordnungspunkt beigeheftet.

Abschließend gibt Stadtpräsidentin   R e y e r   (SDP) das Ergebnis der Abstimmung bekannt:

Bei 21 Ja-Stimmen, 22 Nein-Stimmen und 2 Enthaltungen hat der Antrag die nach § 40 a Abs. 2 Nr. 2 GO erforderliche Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl der Mitglieder der Ratsversammlung nicht erhalten und ist abgelehnt.

7. b) Kündigung des Vertrages Hansastraße 48                      - Drs. 691 -


Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor:

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, fristgerecht bis zum 31. Dezember 1997 den Vertrag mit dem Verein Hansastraße 48 zu kündigen.


Beschluß:     A b g e l e h n t  - mit Mehrheit -

7. c) Nachwahl eines Vertreters im Hauptausschuß                  - Drs. 692 -


Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor:


Ratsherr Rüdiger Kirkskothen



Rohrsängerweg 2



24146 Kiel


wird als Vertreter in den Hauptausschuß gewählt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

7. d) Nachwahl eines Vertreters im Schulausschuß                  - Drs. 693 -


Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor:


Ratsherr Cai-Uwe Lindner



Gotlandwinkel 15



24109 Kiel


wird als Vertreter in den Schulausschuß gewählt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

7. e) Nachwahl einer stellv. Vorsitzenden im Finanzaus-           - Drs. 694 


schuß


Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor:


Ratsfrau Waltraut Siebke



Franckestr. 2



24118 Kiel


wird als Stellvertreterin für den Vorsitz in den Finanzausschuß gewählt.



Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

7. f) Nachwahl einer Vertreterin im Finanzausschuß                - Drs. 695 -



Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor:



Ratsfrau Birgit Stöcken






Lofotenweg 77






24109 Kiel



Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

7. g) Nachwahl eines Vertreters im Kleingartenausschuß            - Drs. 696 -



Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor:



Ratsherr Eckehard Raupach






Krummbogen 3 - 5






24113 Kiel



wird als Vertreter in den Kleingartenausschuß gewählt.



Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

h) Sperrvermerke aus Vorjahren                                 - Drs. 704 -



Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor:

Der Oberbürgermeister hat dafür Sorge zu tragen, daß in künftigen Haus​haltsentwürfen keine Sperrvermerke aus Vorjahren übernommen werden, wenn deren sachliche Grundlage entfallen ist.



Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

i) Bericht über Haushaltsausgabereste                          - Drs. 705 -



Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor:

1. Der Oberbürgermeister legt zu den Sitzungen der Ratsversammlung je​weils im Mai und November eines jeden Haushaltsjahres eine Aufstel​lung der Haushaltsausgabereste vor.



2. Sie ist nach Abschnitten und Unterabschnitten gegliedert.



3. Dargestellt werden:




-  Die aus Vorjahren übertragenen Reste,

-  die im laufenden Haushaltsjahr erfolgten Anordnungen auf diese





Reste,

-  die Höhe der zu Lasten von Haushaltsausgaberesten vergebenen





Aufträge, die noch nicht abgerechnet sind, und




-  die Höhe der in Abgang gestellten Reste.

4. Die Angaben für die jeweils zwei folgenden Berichte werden so genau wie möglich vorausgeschätzt. Im Bericht für die November-Ratssitzung werden die voraussichtlich ins kommende Haushaltsjahr zu übertragen​den Reste in jedem Einzelfall begründet.

5. Bei gravierenden Veränderungen im Vergleich zur prognostizierten Ent​wicklung wird die Ratsversammlung in ihrer jeweils nächsten Sitzung informiert.



Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

7. k) Einsetzung einer Kommission zur Haushaltskonsolidierung     - Drs. 721



Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor:

Im Interesse der Reduzierung des Haushaltsdefizits und zur Fortsetzung der Konsolidierung des städtischen Haushalts wird eine "Haushaltskonso​lidierungskommission" eingesetzt, die in Zusammenarbeit mit der Stadt​verwaltung dem Finanzausschuß zuarbeitet und aus je einem Vertreter der Fraktionen besteht.

Die Kommission soll einen Katalog von Vorschlägen erarbeiten, die der Haushaltskonsolidierung dienen. Insbesondere hat sie folgende Aufgaben:



1. Überprüfung der Notwendigkeit freiwilliger Leistungen,

2. Überprüfung der Wahrnehmung von Pflichtaufgaben auf kostengünstige Lösungen,

3. Aufgabenkritik und Entwicklung alternativer Lösungen für städtische und stadtgeförderte Projekte,

4. Entwicklung von Vorschlägen über mögliche wirtschaftliche Wahrnehmung von Aufgaben und Einrichtungen durch Private,

5. Entwicklung von Konzepten zur Kooperation von Firmen und Privaten mit der Stadt.

Die Kommission beginnt umgehend mit ihrer Arbeit und berichtet der Rats​versammlung in regelmäßigen Abständen über ihre Ergebnisse.



Beschluß: Dringlichkeit nicht anerkannt - keine Beratung

8. Betreff:  Neufassung der Satzung des Beirates für              - Drs. 456 ​Seniorinnen und Senioren der LHS Kiel


Berichterstatter:  Stadträtin Bommelmann

Antrag: Die Ratsversammlung erläßt gem. § 4 i. V. m. § 47 d der Gemeinde​ordnung für Schleswig-Holstein in der Fassung vom 23.07.1996 (GVOBl. Sch.-H., S. 529, ber. 1997, S. 350), geändert durch das Ge​setz zur Änderung kommunalrechtlicher Vorschriften vom 18. März 1997 (GVOBl. Sch.-H., S. 147) die in der Anlage beigefügte Neufas​sung der Satzung für den Beirat für Seniorinnen und Senioren der Landeshauptstadt Kiel.


Vertagt

9. Betreff:  Satzung (Wahlordnung) des Beirates für Seniorinnen   - Drs. 667 




​und Senioren der LHS Kiel


Berichterstatter:  Stadträtin Bommelmann

Antrag: Die Ratsversammlung erläßt gem. § 4 i. V. m. § 47 d der Gemeinde​ordnung für Schleswig-Holstein, in der Fassung vom 23.07.1996 (GVOBl. Sch.-H., S. 529, ber. 1997, S. 350), geändert durch das Ge​setz zur Änderung kommunalrechtlicher Vorschriften vom 18. März 1997 (GVOBl. Sch.-H., S. 147) und aufgrund des § 4 Abs. 5 der Sat​zung des Beirates für Seniorinnen und Senioren der Landeshauptstadt Kiel die in der Anlage beigefügte Satzung (Wahlordnung) für den Beirat für Seniorinnen und Senioren der Landeshauptstadt Kiel.


Vertagt

9.    Satzung Seniorenbeirat                                      - Drs. 726 -



Hierzu liegt folgender Antrag  der S-U-K-Ratsfraktion vor:

Die Ratsversammlung möge beschließen, die Vorlage zur Satzung (Wahlordnung) des Beirates für Seniorinnen und Senioren der Landeshauptstadt Kiel wie folgt zu ändern:



1. § 2 (3) wird in der folgenden Weie geändert:

(3) Aus jedem Wahlbezirk kann eine Seniorin, ein Senior gewählt wer​den, die Zahl der Mitglieder des Seniorenbeirates wird dementspre​chend auf 12 begrenzt.



2. § 9 Satz 2




Der Satz 2 entfällt.



3. § 13 (3) wird in der folgenden Weise geändert:

(3) Jede Wählerin/jeder Wähler kann bis zu 2 Stimmen vergeben. Bei mehr abgegebenen Stimmen ist der Stimmzettel ungültig.



4. § 14 (1) wird in der folgenden Weise geändert:

(1) Die Stimmabgabe erfolgt im Zusammenhang mit der Kommunalwahl am 22. März 1998.



Vertagt

8. Neufassung der Satzung des Beirates für Seniorinnen und        - Drs. 456 -



Senioren der Landeshauptstadt Kiel

9. Satzung (Wahlordnung) des Beirates für Seniorinnen und         - Drs. 667 -



Senioren der Landeshauptstadt Kiel

Bei der Genehmigung der Tagesordnung wurde die Dringlichkeit des Tagesord​nungspunktes 8, Drs. 456, anerkannt.

Ratsherr   M e y e r   (S-U-K) stellt im Namen seiner Fraktion den vorge​hefteten Änderungsantrag, Drs. 726, zu Punkt 9 der Tagesordnung.

Ratsherr   K o t t e k   (S-U-K) beantragt, beide Vorlagen sowie den Ände​rungsantrag zu vertagen, damit zur nächsten Sitzung ein vom Rechtsamt ge​prüfter Entwurf vorliegt.


Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag: Vertagt - mit Mehrheit

10. Betreff:  B-Plan Nr. 672 (Teilfläche A) für das Baugebiet      - Drs. 675 





​Kiel-Wellsee, im nördlichen Bereich die Flächen

östlich des Sportplatzes von Fortuna Wellsee, süd​lich der Segeberger Landstraße, westlich der Kleingärten der Landverwertung e.V. und im süd​lichen Bereich die Flächen nördlich des 2. Bauab​schnittes und östlich des 3.Bauabschnittes der Ent wicklungsmaßnahme Kiel-Wellsee, westlich des Kreis


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: I.  Die Bedenken und Anregungen zum Entwurf des Bebauungsplanes

Nr. 672, der in der Zeit vom 21.05.1993 bis zum 21.06.1993 und vom 05.09. bis zum 06.10.1997 erneut öffentlich ausgelegen hat, von

a) dem Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), Olshausenstraße 12, 24118 Kiel,






werden teilweise berücksichtigt.






b) dem Gewerbeaufsichtsamt Kiel,

c) den RAe Steinbrink, Schramm; Harneit für Frau Ingrid Bruns, Segeberter Landstraße 44, 24145 Kiel

d) Frau Ursula Jepsen, Segeberger Landstraße 46 a, 24145 Kiel und

e) den Eheleuten Ulrike und Rolf Zumegen, Sportplatzweg 8, 24145 Kiel






werden nicht berücksichtigt.

II. Für das Baugebiet Kiel-Wellsee, im nördlichen Bereich die Flä​chen östlich des Sportplatzes von Fortuna Wellsee, südlich der Segeberger Landstraße, westlich der Kleingärten der Landverwer​tung e. V. und im südlichen Bereich die Flächen nördlich des 2. Bauabschnittes und östlich des 3. Bauabschnittes der Entwick​lungsmaßnahme Kiel-Wellsee, westlich des Kreisauer Ringes (ein​schließlich) wird der Bebauungsplan Nr. 672 Teil A entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Satzung beschlossen.



Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.


Beschluß:


Nach Antrag - einstimmig -

11. Betreff:  Überplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle       - Drs. 665 ​



66.909.950 - Bau einer Fuß- und Radwegbrücke über



die Hörn mit Neubau KVAG-Anleger


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Es wird einer überplanmäßigen Ausgabe von 600.000,00 DM bei der Haushaltsstelle 66.909.950 - Bau einer Fuß- und Radwegbrücke über die Hörn mit Neubau KVAG-Anleger - zugestimmt.

a) Die Ausgabe wird gedeckt durch Wenigerausgaben bei den Haus​haltsstellen





63.809.950 Neubau von Anlegestellen
500.000,00 DM





verbunden mit einer Mindereinnahme bei





63.809.360 Vom Bund für Anlegestellen
320.000,00 DM





verbleibende Wenigerausgaben
180.000,00 DM





65.000.960 Neuanlagen zur Sicherung









des Verkehrs
38.000,00 DM





und



b) durch Mehreinnahmen bei den Haushalts-





stellen





63.018.361 Vom Land für Verlängerung









Bunsenstraße
22.000,00 DM





63.038.361 Vom Land für Maria-Merian-

Straße und Clara-Immerwahr-









Straße
17.500,00 DM





63.809.360 Vom Bund für Anlegestellen
132.500,00 DM





65.009.361 Vom Land für Betriebsleitsystem
20.000,00 DM





66.101.361 Vom Land für Sophienblatt
20.500,00 DM





66.104.360 Vom Bund für Anschluß Förde-


straße/B 503                      64.500,00 DM 66.104.361 Vom Land für Anschluß Förde-


straße/B 503                       5.000,00 DM 66.908.360 Vom Bund für Anschluß


3. Fährterminal                  100.000,00 DM insgesamt                                   600.000,00 DM


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

12. Betreff:  Müllheizkraftwerk Kiel
- Drs. 484 -

- Antragsverfahren zur Genehmigung von Kessel 3 -


Berichterstatter:  Stadtrat Schirmer

Antrag: Der Beschluß der Ratsversammlung vom 20. Februar 1997, wonach für

die Genehmigung zur Umrüstung und zum Weiterbetrieb der Verfahrens​linie 3 des Müllheizkraftwerkes Kiel ein erweitertes Verfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung durchgeführt werden soll, wird aufgeho​ben. Statt dessen werden die Mitglieder im Aufsichtsrat der MVA Kiel GmbH gebeten, auf die Geschäftsführung der MVA Kiel GmbH ein​zuwirken, den Antrag für den Weiterbetrieb der Verbrennungslinie 3 dahingehend abzuändern, daß die Beteiligung der Öffentlichkeit le​diglich nach § 16 Abs. 2 Satz 4 in Verbindung mit § 19 Abs. 3 BImSchG sichergestellt wird.


Beschluß:  Durch Neufassung ersetzt

12. Müllheizkraftwerk Kiel
- Drs. 484 -


- Antragsverfahren zur Genehmigung von Kessel 3 -
- Drs. 500 -







- Drs. 502 -

Es besteht Einvernehmen, den Alternativantrag der CDU-Ratsfraktion,

Drs. 502, anstelle der Ursprungsvorlage, Drs. 484, als Beratungsgrundlage zu betrachten. Weiter wird festgestellt, daß der Antrag der Ratsfraktion Bündnis '90/DIE GRÜNEN Bestandteil der Drs. 502 ist und somit ebenfalls nicht mehr zur Beschlußfassung ansteht.


Ratsherr

D r .   W u l f f   (CDU) zieht im Laufe der Beratung Zif-

fer III. sowie das Wort "mindestens" in Ziffer II, Nr. 1, der Drs. 502 zu​rück.


Ratsherr

K o t t e k   (S-U-K) beantragt im Namen seiner Fraktion, fol-


genden Satz als Ziffer II Nr. 3 bei der Drs. 502 zu ergänzen:

"Eine Entlassung der LHS Kiel aus der Bürgschaftserklärung für das Müll-


heizkraftwerk (MHKW) muß verbindlich geregelt sein."


Beschluß über den Ergänzungsantrag: Nach Antrag - mit Mehrheit

Beschluß über Drs. 502 einschließlich der beschlossenen Ergänzung:


Nach Antrag - einstimmig

13. Betreff:  Jahresabschluß des Abfallwirtschaftsbetriebes
- Drs. 634 -



für das Geschäftsjahr 1996


Berichterstatter:  Bürgermeister Dr. Kirschnick

Antrag: 1. Der Jahresabschluß 1996 des Abfallwirtschaftsbetriebes Kiel wird festgestellt und der vortrag des Jahresgewinns von





1.184.756,72 DM auf 1997 beschlossen.

2. Der Wirtschaftsprüfer Gerd Jander, Rathausstraße 28, 24103 Kiel, wird zum Abschlußprüfer für das Geschäftsjahr 1997 bestellt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

14. Betreff:  Entwurf des Regionalen Nahverkehrsplanes (RNVP)      - Drs. 663 -


Berichterstatter:  Bürgermeister Dr. Kirschnick

Antrag: Dem ersten Regionalen Nahverkehrsplan (RNVP) der Landeshauptstadt




Kiel wird zugestimmt.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

15. Betreff:  Überplanmäßige Ausgabe bei der HHSt. 65.021.951      - Drs. 700 




​Sanierung der Spundwand an der Kiellinie,




2. Abschnitt


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Es wird einer überplanmäßigen Ausgabe von 400.000,00 DM bei der Haushaltsstelle 65.021.951 - Sanierung der Spundwand an der Kielli​nie - zugestimmt.

Die Ausgabe wird gedeckt durch Einnahmeverbesserungen bei den Haus​haltsstellen




63.038.361 - Vom Land für Maria-Merian-

Straße und Clara-Immerwahr-






Straße
  26.500,00 DM




65.009.360 - Vom Bund für die Einrichtung






eines Betriebsleitsystems
199.500,00 DM




66.908.360 - Vom Bund für den Umbau der






Straße Zur Fähre und der

Werftstraße für den 3. Fähr-






terminal
174.000,00 DM




insgesamt

400.000,00 DM







=============


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

16. Verschiedenes


a) Pressebericht zum Gottfried-Brockmann-Preis

Ratsherr   D r .   W u l f f   (CDU) fragt, ob aus dem Pressebericht über die Auswahl des Gottfried-Brockmann-Preisträgers Konsequenzen gezo​gen wurden.

Oberbürgermeister   G a n s e l   (SPD) teilt mit, daß er diesbezüglich dienstliche Erklärungen eingeholt und sich bei Frau Sfeir-Semmler ent​schuldigt hat. Er hält eine weitere Aufklärung des Vorfalls für nicht notwendig und geht davon aus, daß alle Beteiligten daraus lernen werden.


b) Rathausturmbeleuchtung

Oberbürgermeister   G a n s e l   (SPD) macht auf die neue Rathausturm​beleuchtung aufmerksam, die seit gestern in Betrieb ist. Außerdem hat ein Bürger für die Beleuchtung einen namhaften Betrag gespendet, durch den ein wesentlicher Teil der Kosten finanziert werden kann.


c) Autobriefkästen


Ratsfrau   O s c h m a n n   (Bündnis '90/DIE GRÜNEN) fragt, welchen


Zweck die Briefkästen verfolgen und wer die Kosten trägt.

Oberbürgermeister   G a n s e l   (SPD) erklärt, daß die Briefkästen von der Post bezahlt worden sind und daß die Kosten für die damit verbunde​nen Straßenbaumaßnahmen im Rahmen der allgemeinen Straßenbaumittel fi​nanziert wurden. Der ökologische Effekt der Briefkästen sollte dabei nicht übersehen werden, da es weniger umweltschädlich ist, im Vorbeifah​ren einen Brief einzuwerfen als anzuhalten, auszusteigen und womöglich noch den Motor laufen zu lassen.


Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Stellv. Stadtpräsidentin   S c h a t t k e   (CDU) teilt mit, daß die nächste Sitzung der Ratsversammlung am 15.01.1998 stattfindet und schließt die Öffentliche Sitzung der Ratsversammlung.

gez. Silke Reyer
              gez. Verena Schattke

Stadtpräsidentin
              Stellv. Stadtpräsidentin

gez. Thomsen



Protokollführerin

